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1 Einleitung

Am 24. Februar 2022 initiierte die Russische Föderation einen Angriff auf die Ukraine
mit dem Ziel, die demokratisch legitimierte Regierung zu stürzen und die Kontrol-
le über das Land zu erlangen. Bereits im März 2014 hatte Russland die Halbinsel
Krim völkerrechtswidrig annektiert. Die russische Aggression leitete ein Umdenken in
der Außen- und Sicherheitspolitik des NATO-Bündnisses ein. Dreißig Jahre nach dem
von Francis Fukuyama proklamierten Ende der Geschichte haben die NATO-Staaten
nicht nur umfangreiche Unterstützungspakete an die Ukraine zur Sicherung ihrer ter-
ritorialen Integrität geschnürt, sondern auch zahlreiche Maßnahmen zur Landes- und
Bündnisverteidigung eingeleitet (Francis 1992). Die NATO sieht in Russland die der-
zeit größte und unmittelbarste Bedrohung des Sicherheitsbündnisses (NATO 2022, 4).

Als Reaktion auf die russische Aggression kündigte Bundeskanzler Olaf Scholz am 27.
Februar 2022 in seiner Zeitenwende-Rede im Bundestag zahlreiche Maßnahmen an.
Auch der Bundestag fasste diverse Beschlüsse. Zu den von Parlament und Exekutive
beschlossenen Maßnahmen gehören unter anderem Waffenlieferungen an die Ukrai-
ne, Sanktionen gegen Russland und die Einrichtung eines Sondervermögens für die
Bundeswehr in Höhe von 100 Milliarden Euro. Die Beschlüsse und Äußerungen von
Bundesregierung und Bundestag im Kontext des russischen Angriffskriegs gegen die
Ukraine standen fortan im Fokus der NATO-Partner, der Russischen Föderation und
der bundesdeutschen Öffentlichkeit (Mehrer und Puglierin 2022, 293).

Unterhalb der öffentlichen Wahrnehmungsschwelle fand der Austausch in den Lan-
desparlamenten statt. Äußere Angelegenheiten sind keine originäre Aufgabe der sub-
nationalen Legislativorgane. Die Folgen der russischen Invasion fallen jedoch in den
Zuständigkeitsbereich der Länder. Die wirtschaftlichen Folgen und die Versorgung der
geflüchteten Ukrainerinnen und Ukrainer beschäftigen die Länder seit Februar 2022.

Die parlamentarischen Debatten bewegen sich inhaltlich und argumentativ in einem
Zwischenraum. Die Ursache des exogenen Schocks liegt außerhalb des Kompetenzbe-
reichs der Länder. Gleichzeitig müssen sie mit den Folgen umgehen. Es fehlen einge-
übte Diskussionsmuster der Parteien, da als Folge des disruptiven Ereignisses weder
die eigene Positionsbildung noch die der politischen Gegner:innen gefestigt ist. Die
Plenardebatten bewegen sich in einem den üblichen Mustern entzogenen Raum, der
die Einnahme von Positionen außerhalb dieser Muster zulässt.

Die Themensetzung in den Landesparlamenten und die Meinungsbildung in den Frak-
tionen ist ein von der politikwissenschaftlichen Forschung vergleichsweise wenig be-
leuchtetes Feld (Bräuninger et al. 2012, 13). Häufig werden den Landesparteien die
programmatischen Positionen der Bundesparteien in der Annahme einer Deckungs-
gleichheit zugeschrieben (Bräuninger et al. 2012, 13). Das Thema des russischen An-
griffs auf die Ukraine bietet durch die Schaffung eines den üblichen Mustern entzo-
genen Diskussionsraumes die Gelegenheit, die „Blackbox“ der auf mehreren Ebenen
mit Mandaten ausgestatteten Parteien zu öffnen, um einen nuancierteren Blick auf die
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landesparlamentarische Arbeit in Ausnahmesituationen zu ermöglichen (Hopkin und
Van Houten 2009, 132).

Diese nuanciertere Betrachtung ist das Ziel dieser Arbeit. Zwischen exogenem Schock
und fluider politischer Positionierung der Akteur:innen ergeben sich folgende Fragen:
Reagieren die Landesparlamente als subnationale Legislativorgane auf den exogenen
Schock des Kriegs der Russischen Föderation gegen die Ukraine? Wenn ja, welche
thematischen Schwerpunkte werden gesetzt? Wie wirkt sich der exogene Schock auf
die intra- und innerparteiliche Dynamiken in der Themensetzung der Fraktionen aus?

Methodisch wird ein Mixed-Method-Ansatz verfolgt. Zunächst werden die Plenarpro-
tokolle der Landesparlamente erhoben und nach Beiträgen durchsucht, die sich mit
dem Russisch-Ukrainischen Krieg befassen. Mit Methoden der deskriptiven Statistik
werden erste Eindrücke der Debatten gewonnen. Durch die Natural Language Pro-
cessing Methode des Topic Modelings werden potenziell saliente Themen exploriert.
Diese Themen werden anschließend identifiziert und die thematische Fokussierung der
Beiträge auf dieser Grundlage innerhalb und zwischen den Parteien analysiert.

Zur Beantwortung der Forschungsfragen befasst sich die vorliegende Arbeit im An-
schluss an diese Einleitung zunächst mit den Rahmenbedingungen für die Befassung
der Landesparlamente mit exogenen Schocks auf internationaler Ebene. Dazu werden
die rechtlichen Rahmenbedingungen untersucht, um anschließend auf das Verhältnis
der programmatischen Ausrichtung von Bundes- und Landesparteien einzugehen. Dar-
auf aufbauend wird erläutert, warum der Russische-Ukrainische Krieg vor dem Hinter-
grund der Kompetenzen der Länder und der im Mehrebenensystem agierenden Partei-
en als Untersuchungsgegenstand geeignet ist. Auf Basis der gewonnenen Erkenntnisse
werden Hypothesen formuliert.

Kapitel 3 befasst sich mit der methodischen Umsetzung der Untersuchung. Im ersten
Schritt werden die Datenerhebung und ihre Zugänglichmachung beschrieben. Es folgt
die Auswahl der Debattenbeiträge, die zum Korpus der im Rahmen der Untersuchung
analysierten Dokumente gehören. Schließlich wird die Datenanalyse dargestellt, die im
Wesentlichen aus der Datenvorbereitung, dem Topic Modeling und der inhaltlichen
Identifizierung der Themen besteht.

Kapitel 4 präsentiert die Ergebnisse der Analyse. Zunächst werden grundlegende Mus-
ter der landesparlementarischen Debatten zum Russisch-Ukrainischen Krieg beschrie-
ben. Anschließend werden die durch das Topic Modeling identifizierten salienten The-
men vorgestellt und identifiziert. Abschließend werden Unterschiede und Gemeinsam-
keiten in der Themensetzung zwischen und innerhalb der Parteien dargestellt. Ein
Fazit schließt die Arbeit ab.

2



2 Der Russisch-Ukrainische Krieg in den Landespar-
lamenten

In diesem Kapitel wird der theoretische Rahmen für die nachfolgende empirische Ana-
lyse abgesteckt. Zunächst werden die außenpolitischen Kompetenzen der Länder er-
örtert. Dabei werden sowohl die verfassungsrechtlichen Regelungen als auch die fak-
tischen Aktivitäten der Länder betrachtet. Anschließend werden die Bedingungen des
Parteienwettbewerbs und die langfristigen Entwicklungen des Parteiensystems, auf
die der exogene Schock trifft, erläutert. Dann wird die Eignung des Kriegs als Un-
tersuchungsgegenstand diskutiert, um abschließend auf den erarbeiteten Grundlagen
Hypothesen zu formulieren.

2.1 Außenpolitische Kompetenzen der Länder

Prima facie sind die Kompetenzen der Länder in außenpolitischen Belangen über-
schaubar. Die Regelung dieser Kompetenzen lässt wenig Raum für Auslegungen. Eine
nähere Betrachtung ergibt jedoch ein differenziertes Bild. Dieses wird im Folgenden
aufgeschlüsselt, indem zunächst die rechtlichen Rahmenbedingungen besprochen wer-
den, um anschließend auf die konkreten Außenbeziehungen der Länder einzugehen.
Auf dieser Grundlage wird die Kompetenz und das Handeln der Länder im Umgang
mit dem Russisch-Ukrainischen Krieg erläutert.

Ausgangspunkt der Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Ländern ist die Gene-
ralklausel des Art. 30 GG, die alle Kompetenzen den Ländern zuweist, soweit nicht
andere Regelungen diese Generalklausel einschränken. Eine Einschränkung dieser Ge-
neralklausel für die Pflege der auswärtigen Beziehungen nimmt Art. 32 Abs. 1 GG
vor, der die Kompetenz für auswärtige Beziehungen vollumfänglich dem Bund zu-
weist. Art. 32 GG gilt daher als Schlüsselnorm für die außenpolitischen Kompetenzen
(Fischer 2000, 133). Ergänzend zu dieser Generalklausel weist das Grundgesetz in Art.
73 Nr. 1 GG dem Bund die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz für auswärtige
Angelegenheiten und in Art. 87 Abs. 1 GG die Führungskompetenz für den Auswärti-
gen Dienst zu. Die Länder haben das Recht angehört zu werden, wenn die „besondere
Verhältnisse eines Landes“ berührt werden (Art. 32 Abs. 2 GG). Außerdem haben die
Länder nach Art 32 Abs. 3 GG sowie Art. 59 Abs. 2 GG das Recht, mit Zustimmung
der Bundesregierung Verträge mit auswärtigen Staaten abzuschließen, wenn sie für
die Gesetzgebung zuständig sind. Das verdeutlicht die grundsätzliche Völkerrechts-
fähigkeit der Länder (Fassbender 2003, 412). Über die bis dahin geltenden Regelungen
hinaus verzichteten die Länder mit der Ratifizierung des Lindauer Abkommens von
1957 auf weitere Rechte, was Aktivitäten der Länder als Subjekte des Völkerrechts
fast vollständig zum Erliegen brachte (Fassbender 2016, 282).
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Die umfangreiche Kompetenzzuweisung an den Bund in auswärtigen Angelegenheiten
unterliegt einigen Einschränkungen. Hier ist insbesondere Art. 23 GG zu nennen. Im
Zuge der Umsetzung der Regelungen der Maastrichter Verträge in nationales Recht
wurde im Jahr 1992 mit Art. 23 GG der sogenannte Europaartikel geschaffen. Dieser
regelt die Mitwirkungsrechte der Länder in Angelegenheiten der Europäischen Union.
Diese umfassen Informationsrechte (Art. 23 Abs. 2 GG), Beteiligung an der Willens-
bildung des Bundes, wenn Zuständigkeiten der Länder betroffen sind (Art. 23. Abs. 4
GG), bis hin zur Benennung einer Person als Vertreter:in der Bundesrepublik, wenn
ausschließliche Gesetzgebungskompetenzen der Länder betroffen sind (Art 23. Abs 6
GG). Dies erfolgt unter der Einschränkung der Beteiligung und der Abstimmung mit
der Bundesregierung, um die gesamtstaatliche Verantwortung des Bundes zu wahren.
Darüber hinaus bedarf es nach Art. 23 Abs. 1 GG der Zustimmung des Bundesrates,
um Hoheitsrechte an zwischenstaatliche Einrichtungen zu übertragen (Souris 2021,
15). Die Schaffung des Europaartikels verankert den Ausbau der Länderkompetenzen
in auswärtigen Angelegenheiten und stattet sie mit Verfassungsrang aus (Fischer 2000,
134). Die Exegese des Europaartikels fällt differenziert aus. Positiv konnotierte Inter-
pretationen sprechen von der „Krönung der Bemühungen der Länder zur Aufwertung
ihrer Stellung“, andere Einschätzungen sprechen von einem Loch im Souveränitäts-
panzer des Bundes (Souris 2021, 15; Fischer 2000, 134).

In der Gesamtschau stehen den Ländern je nach Situation das Recht auf Anhörung,
das Recht Verträge mit auswärtigen Staaten abzuschließen sowie im Kontext der Euro-
päischen Union das Recht auf Mitwirkung ausgedrückt durch Informationsrechte, Be-
teiligung an der Willensbildung des Bundes bis hin zum Stellen einer Vertreterin oder
eines Vertreters zu. Die Bundesländer sind folglich mit Kompetenzen in auswärtigen
Angelegenheiten ausgestattet. Das macht sie zu Staaten im Sinne des Staatsrechts, die
partiell völkerrechtsfähig sind, während der Bundesstaat als Staat im Sinne des Völ-
kerrechts agiert (Fischer 2000, 134). Trotz der Ausweitung der Länderkompetenzen
wird die Zuständigkeit des Bundes in auswärtigen Angelegenheiten als „souverän und
impermeabel“ eingeschätzt (Fischer 2000, 133).

Die positiven Regelungen der Verfassung bilden nicht alle Aktivitäten der Länder
ab. Über die verfassungsrechtlich zugesicherten Kompetenzen hinaus entwickelten die
Länder eine Reihe ergänzender Aktivitäten in den Außenbeziehungen. Manifestatio-
nen dieser Aktivitäten sind die Eröffnungen von Dependencen. Bereits 1999 verfüg-
ten die Länder zusammen über 130 Auslandsvertretungen (Fischer 2000, 133 f.). Die
Mitglieder von Landesregierungen und -parlamenten absolvieren zahlreiche Auslands-
aufenthalte (Fischer 2000, 133 f.). Die Aktivitäten der Länder konzentrieren sich auf
Außenwirtschaftsbeziehungen. Insbesondere zur Sicherung von Wettbewerbsvorteilen
schaffen sich die Länder über das Konstrukt der wirtschaftlichen Kooperation einen
erweiterten Handlungsspielraum, den Fischer (2000, 134) als „intermestic politics“ be-
schreibt. Der Begriff beschreibt die Verschränkung internationaler Beziehungen mit
innerstaatlichen Kompetenzbereichen. Die vertikale Struktur der staatlichen Ordnung
tritt zurück zugunsten eines prozessualen Politikstils (Fischer 2000, 133 f.). Durch die
Verschmelzung von innerstaatlichen Kompetenzen der Länder mit auswärtigen Ange-
legenheiten wird de facto ein Zugang zur außenpolitischen Bühne geschaffen.
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Der russische Angriff auf die Ukraine schuf vor allem Handlungsbedarf in der Außen-
und Sicherheitspolitik. Exemplarisch seien die Positionierung im Konflikt, die Suche
nach einer gemeinsamen europäischen Position, Entscheidungen über Waffenlieferun-
gen sowie die Ausfuhr und die Genehmigung des Exports von deutschen Rüstungs-
gütern genannt.1 Diese Aufgaben liegen außerhalb des Kompetenzbereichs der Länder.
Die Auswirkungen des Krieges hingegen sind teilweise von den Länderkompetenzen
umfasst. Das sind insbesondere der Umgang mit den wirtschaftlichen Folgen sowie
die Unterbringung und Versorgung von geflüchteten Menschen. Wirtschaft und An-
gelegenheiten der Geflüchteten sind Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung
(Art. 74 Nr. 6,11 GG).

Es lässt sich konstatieren, dass der Bund Staat im Sinne des Völkerrechts ist und
die Länder Staaten im Sinne des Staatsrechts und somit partiell völkerrechtsfähig
sind. Ihre Befugnisse in der Außenpolitik sind im Vergleich zu den Bundeskompeten-
zen gering, aber mit Verfassungsrang versehen. Die Zuständigkeit des Bundes für die
Außenpolitik ist davon unangetastet. Neben den verfassungsrechtlichen Kompetenzen
haben die Bundesländer eine Reihe von De-Facto-Aktivitäten im Bereich der Außen-
wirtschaftspolitik entwickelt. Die Politikfelder, die besonders vom russischen Krieg
gegen die Ukraine berührt werden, sind nicht Teil des Kompetenzbereichs der Länder.
Die Folgen des Kriegs fallen allerdings teilweise in ihren Zuständigkeitsbereich.

2.2 Bedingungen des Parteienwettbewerbs auf Landesebene

Der Parteienwettbewerb findet unter den Bedingungen des rechtlichen Rahmens, der
Staatsorganisationsform, des intermediären Systems sowie externer Faktoren, wie öko-
nomische, innen- oder außenpolitische Ereignisse statt (Nestler und Rohgalf 2014, 394).
Während der rechtliche Rahmen, Staatsform und die grundsätzliche Form des interme-
diären Systems konstant sind, haben sich durch den russischen Angriff auf die Ukraine
externe Faktoren verändert. Betroffen sind insbesondere die Außen-, Wirtschafts- und
Innenpolitik. Außenpolitisch gilt es Position zu beziehen, sich mit Verbündeten abzu-
stimmen und über militärische Hilfsleistungen zu entscheiden. Ökonomisch gilt es den
Folgen des Kriegs zu begegnen, der sich vornehmlich auf dem Energiemarkt auswirkt.
Innenpolitisch ist die Verteilung und Versorgung von geflüchteten Menschen zu orga-
nisieren. Dadurch sind Policy-Bereiche sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene
betroffen.

In der politikwissenschaftlichen Forschung werden den Landesverbänden der Parteien
regelmäßig die Positionen des jeweiligen Bundesverbands zugewiesen. Dahinter steht
die Annahme, dass die programmatische Ausrichtung auf beiden Ebenen identisch
oder sehr ähnlich sei (Bräuninger et al. 2012, 13). Ein Einfluss der Bundesebene auf die
Landesebene ist belegt (Bräuninger et al. 2012, 13). Weniger Evidenz gibt es für dessen

1Der rechtliche Rahmen zur Exportgenehmigung von Waffen regelt das Kriegswaffenkontrollgesetz.
Im Falle der Überlassung von Rüstungsgütern an die Ukraine durch die Bundesrepublik ist der Ent-
scheidungsprozess und die Kontrollinstanz unklar, da der Bundessicherheitsrat im Jahr 2022 trotz
Waffenlieferungen an die Ukraine nicht tagte (Bundestag 2022, 52). Der Export von Rüstungsgütern
durch die Industrie und die Lieferung von Gütern durch die Bundesrepublik sind daher separat zu
betrachten.
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Stärke. In der Annahme eines starken Einflusses ließe sich davon ausgehen, dass sich
nicht nur die Positionen von einzelnen Landesverbänden mit dem Bundesprogramm
angleichen, sondern auch die Programme der Länder, wenn sie stark auf die Positionen
der Bundespartei referenzieren. Die programmatische Ausrichtung der Parteien auf
Landesebene unterliegt jedoch nicht nur dem Einfluss der Bundespartei.

Ein weiterer Faktor sind die Parteiensysteme der Länder. Sie unterscheiden sich durch
„sozial-strukturelle, ökonomische und politisch-kulturelle“ Aspekte (Bräuninger et al.
2012, 13). Die sozio-strukturellen Einflussfaktoren der Länder sind vor allem durch
zwei temporal stabile Cleavages determiniert. Das ist zum einen der religiöse Cleavage,
der sich von einer Differenzierung zwischen der römisch-katholischen und protestanti-
schen Konfession hin zu einem Cleavage von säkularer und kirchennaher Einstellung
gewandelt hat (Bräuninger et al. 2012, 14). Zum anderen ist der sozioökonomische
Cleavage prägend für das Parteiensystem (Bräuninger et al. 2012, 14). Die Strukturen
der Länder unterscheiden sich entlang dieser Cleavages. Bräuninger (2012, 17) fand
Indizien dafür, dass sich die Prägungen der Bundesländer entlang dieser Cleavages auf
die Positionen der Landesparteien auswirken.

Ein weiterer potenzieller Faktor, der die programmatische Distanz zwischen Landes-
und Bundesverband bedingen kann, ist der zeitliche Abstand zu Bundestagswahlen.
Dem Konzept des Electoral Cycles zufolge verlieren an Bundesregierungen beteiligten
Parteien an Stimmen in den Ländern. Dieses Prinzip ist für die Zeit vor 1990 belegt
und zeigt einen „Zusammenhang zwischen Parteiensystem auf Bundes- und Landes-
ebene auf der elektoralen Ebene“ (Bräuninger et al. 2012, 23). Dieser Zusammenhang
kann auch Auswirkungen auf die Programme der Landesverbände haben. Eine zeitlich
größere Distanz kann einen größeren inhaltlichen Spielraum für die Landesparteien
erzeugen.2

Ein weiterer Faktor ist der Einfluss der Landesverbände auf die Bundespolitik. Hat ein
Landesverband einen großen Einfluss auf die Bundespartei, ist eine programmatische
Nähe des Verbands zur Position der Bundespartei zu erwarten (Bräuninger et al. 2012,
25).3 Bei Verbänden mit geringerem Einfluss ist in der Schlussfolgerung eine program-
matische Distanz zu erwarten. Diese relative Distanz ist dann nicht unbedingt Folge
von inhaltlichen Differenzen, sondern der besonderen programmatischen Nähe anderer
Verbände zur Bundespartei. Weitere Faktoren sind die politisch-kulturelle Prägung
und das taktische Verhalten der Parteieliten (Bräuninger et al. 2012, 17).

Unter dem Einfluss dieser Faktoren stehen die Parteien vor der Aufgabe, sich einer-
seits in die Bundespartei zu integrieren und andererseits die subnationale Diversität
der Länder abzubilden (Detterbeck 2019, 101). Vor diesem Dilemma stehen Partei-
en grundsätzlich, wenn sie sich auf mehreren Ebenen koordinieren. Das Spektrum
der Organisationsformen reicht von integrierten Regionalparteien bis hin zu bifurcated
parties, die keine oder nur eine geringe programmatische Verbindung zu einer Bundes-
ebene haben (Renzsch 2001, 4). Deutsche Parteien sind als federalist parties zwischen

2Nachgewiesen ist das für die 14. und 15. Legislaturperiode des Bundestags (Bräuninger et al.
2012, 23).

3Beispielhaft sei hier der nordrhein-westfälische Landesverband der SPD, insbesondere der Be-
zirk Westliches Westfalen erwähnt, dem eine besondere personelle und programmatische Nähe zur
Bundespartei nachgesagt wird (Bräuninger et al. 2012, 25).
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diesen Extremen einzuordnen (Detterbeck 2019, 101). Sie bewegen sich jedoch eher im
Bereich der zentralisierten Parteien (Renzsch 2001, 19). Den Landesparteien stehen
formal umfassende Gestaltungsräume zur Verfügung, die durch die starke vertikale
Integration, insbesondere auch durch personelle Verschränkungen, aber nicht ausge-
reizt werden (Detterbeck 2019, 101). Seit Anfang der 2010er Jahre ist eine Tendenz
zur Regionalisierung der Länderparteien zu beobachten, trotzdem bleibt die starke
Zentralisierung des deutschen Parteiensystems evident (Detterbeck 2019, 102).

Parteien, die sich vertikal in einem Mehrebenensystem positionieren, unterliegen dem
Einfluss drei wesentlicher Dimensionen. Die erste Dimension ist die der innerparteili-
chen Organisation über mehrere Ebenen und welche Faktoren sie beeinflussen. Eine
zweite Dimension ist das Ausmaß der vertikalen Integration und welche Formen von
Kontrolle von der nationalen Ebene auf verbundene subnationale Organisationen aus-
üben können und wie viel Raum für autonomes Handeln den subnationalen Einheiten
verbleibt. Die dritte Dimension ist das Abstimmungsverhalten der Wählerinnen und
Wähler innerhalb eines Mehrebenensystems. (Hopkin und Van Houten 2009, 131 f.)

Entlang dieser Dimensionen hat sich das Mehrebenensystem der Bundesrepublik seit
ihrer Gründung verändert. Es war zunächst von einem bipolaren Wettbewerb zwischen
Regierung und Opposition geprägt. Dann nahm die Fragmentierung des Parteiensys-
tems bedingt durch das Abstimmungsverhalten der Wählenden zu (Detterbeck 2019,
104). Betrug die Anzahl der effektiven Parteien im Jahr 1969 3,03, waren es 2017 6,18
(Gallagher 2021, 17). Detterbeck (2019, 105) geht von einer ähnlichen Entwicklung auf
Landesebene aus. Außerdem ist das Maß an Asymmetrie gewachsen, was ein abwei-
chendes Wahlverhalten auf Bundes- und Landesebene misst. Dargestellt werden kann
das durch den Index of Dissimilarity, welcher die Ergebnisse von Bundestagswahlen
mit den zeitlich nächsten Wahlen auf Länderebene ins Verhältnis setzt (Detterbeck
2019, 104,106). Durch eine Asymmetrie zwischen Bund und Ländern entsteht auch
Asymmetrie zwischen den Ländern. Schließlich ist nach Detterbeck (2019, 104) ein
abnehmender innerparteilicher Konsens festzustellen.

Die eingangs paraphrasierte Annahme, die Positionen von Landesparteien entsprächen
regelmäßig denen der Bundespartei, ist nicht zu halten. Durch die vertikale Integra-
tion der Parteien gibt es eine Einflussnahme der Länder auf das Bundesprogramm,
die Programme auf Bundes- und Landesebene bedingen sich. Zwischen den Ländern
gibt es Unterschiede in der Programmatik. Das ist bedingt durch Faktoren wie tem-
poral stabiler Cleavages, dem zeitlichen Abstand zur Bundestagswahl, der Position
der Landesverbände, der politisch-kulturellen Prägung und dem taktischen Verhalten
der Parteieliten. Unter diesen Bedingungen haben die Parteien die Aufgabe, sich im
Mehrebenensystem national zu integrieren und zugleich subnationale Diversität ab-
zubilden. In diesem Spannungsfeld lassen sich eine zunehmende Fragmentierung, eine
wachsende Asymmetrie und ein abnehmender innerparteilicher Konsens beobachten.
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2.3 Der russische Krieg gegen die Ukraine als Untersuchungs-
gegenstand

Zur Untersuchung der Responsivität der Landesparlamente unter den Auswirkungen
der oben beschriebenen Effekte werden für die vorliegende Untersuchung Plenarde-
batten ausgewertet, die sich mit dem russischen Angriff auf die Ukraine und dessen
Folgen befassen. Dieses Thema eignet sich aus drei Gründen für die Analyse.

Zunächst ist die Bedeutung des Kriegs für die deutsche Öffentlichkeit und Politik zu
nennen. Der exogene Schock führte zu Disruptionen in allen gesellschaftlichen Teil-
systemen. Sowohl die russische Außenpolitik als auch der Angriff Russlands auf die
Ukraine werden zunehmend als Sicherheitsrisiko empfunden. Über das abstrakte Nach-
vollziehen der Ereignisse hinaus strahlt der Effekt bis in die Privatsphäre. Die Wahr-
nehmung der russischen Aggression als persönliche Bedrohung stieg von 2021 23 % auf
2022 60 %.

Außerdem ist das Thema multidimensional anschlussfähig: Wirtschaftliche, geopoliti-
sche, historische, moralische und ideologische Dimensionen bieten Möglichkeiten zur
Positionierung. Deshalb kann die Präsenz des Themas in den Debatten der Landes-
parlamente angenommen werden, was Bedingung für eine Eignung als Untersuchungs-
gegenstand ist. (Graf 2022)

Zweitens macht die Kompetenzverteilung den Konflikt fruchtbar für eine Analyse
inner- und zwischenparteilicher Dynamiken. In Kapitel 2.1 wurde ausgeführt, dass
die Länder in ihren Zuständigkeiten nicht unmittelbar betroffen sind. Sie verfügen
lediglich über Kompetenzen in Policy-Bereichen, die mit den Folgen des Kriegs um-
gehen. Die Landesparlamente sind nicht in der Pflicht, unmittelbar gestaltend tätig
zu werden. Daher kann angenommen werden, dass Abgeordnete in ihren Äußerun-
gen, insbesondere von regierungstragenden, aber auch von oppositionellen Fraktionen,
weniger durch die Rollen ihrer Fraktionen in ihren Aussagen beschränkt sind.

Drittens sind Aspekte des Russisch-Ukrainischen Kriegs nicht durch vereinbarte Par-
teipositionen abgedeckt. Die Meinungsbildung findet parallel zum laufenden Ereignis
statt. Werden Parteipositionen festgelegt, sind diese neu und nicht eingeübt. Die feh-
lende oder geringe Verankerung der Positionen kann die Sichtbarkeit innerparteiliche
Unterschiede erhöhen.
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2.4 Hypothesen

Unter den zuvor dargestellten Bedingungen wird die vorliegende Arbeit die Auswir-
kungen des Russisch-Ukrainischen Kriegs auf die parlamentarischen Debatten untersu-
chen. Die Forschungsfragen werden dabei durch drei Hypothesengruppen abgebildet,
die im Folgenden vorstellt werden.

Der russische Krieg gegen die Ukraine berührt einige Länderkompetenzen, vorwie-
gend die humanitäre Versorgung von geflüchteten Menschen sowie der Umgang mit
wirtschaftlichen Auswirkungen. Eine Befassung der Landesparlamente mit mindestens
diesen Themenbereichen ist daher anzunehmen.

Hypothese 1a: Der Russisch-Ukrainische Krieg ist Gegenstand der Plenardebatten
der Landesparlamente.

Darüber hinaus ist anzunehmen, dass der Russisch-Ukrainische-Krieg über die Kom-
petenzbereiche der Länder hinaus in den Parlamenten diskutiert wird. Wie in Kapitel
2.3 erläutert, ist der Krieg ein exogener Schock mit starken Auswirkungen auf das
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung. Es kann begründet angenommen werden, dass dies
in den Plenardebatten der Parlamente Niederschlag findet. Das hätte zur Folge, dass
bedeutende Ereignisse des Kriegs auch dann diskutiert werden, wenn sie nicht die
originären Interessen und Kompetenzen der Länder berühren.

Hypothese 1b: Bedeutsame Ereignisse des Krieges manifestieren sich quantitativ im
Anteil der Debatten über den Russisch-Ukrainischen Krieg am Gesamtkorpus.

Unter der Voraussetzung, dass der Russisch-Ukrainische Krieg grundsätzlich abgebil-
det wird und bedeutende Kriegsereignisse sich im Umfang der Debatten abbilden, kann
angenommen werden, dass die Schwerpunkte in den Kompetenzbereichen der Länder
liegen. Auch wenn eine allgemeine Besprechung des Kriegs stattfindet, ist es bedingt
durch die Regelungskompetenz der Länder in den Bereichen der humanitären Versor-
gung der geflüchteten Menschen sowie den Umgang mit den wirtschaftlichen Folgen
wahrscheinlich, dass diese Themen quantitativ akzentuiert sind.

Hypothese 2: Debatten zum Russisch-Ukrainischen Krieg werden von humanitären
und wirtschaftlichen Fragen dominiert.

Aus der Sicht des Parteienwettbewerbs bietet der exogene Schock eine Gelegenheit der
inhaltlichen Abgrenzung. Neben dem Aspekt des politischen Wettbewerbs findet der
Positionierungsprozess der Parteien im Kontext des historischen Hintergrunds, ihrer
Organisationsstruktur und dem Grad der Etablierung statt. Es ist anzunehmen, dass
diese Faktoren sich bei der Themensetzung der Fraktionen in den Parlamenten abbildet
und Divergenzen in unterschiedlichem Umfang auslösen.
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Der Grad der Etablierung ist insbesondere mit Blick auf die AfD interessant. Sie ist
2013 gegründet worden und im Mehrebenensystem nicht in dem Maße etabliert wie
andere Parteien (Nestler und Rohgalf 2014). Die in der Folge weniger stark institu-
tionalisierten Parteistrukturen und die inhaltlich unterschiedlichen Ausprägungen der
parlamentarischen Arbeit der AfD-Fraktionen lassen divergierende Positionierungen
zum Konflikt wahrscheinlich erscheinen (Schroeder et al. 2020).

Hypothese 3a: Die Fraktionen der AfD weisen im Vergleich zu den Fraktionen an-
derer Parteien einen hohen Divergenzwert auf.

Die Linke unterscheidet sich strukturell in Wahlergebnissen und organisatorischer Ba-
sis zwischen Ost und West (Träger 2020, 171). Inhaltlich weisen die Landesverbände
deutliche Differenzen auf. Insbesondere bestehen innerparteiliche Differenzen im Poli-
tikfeld Flucht und Integration. „Wesentliche Machtzentren“ sind nach Oppelland und
Träger (2012, 213) die ideologischen Strömungen innerhalb der Partei. Es lässt sich
grob zwischen Reformern, Orthodoxen und der Emanzipatorischen Linken differenzie-
ren (Oppelland und Träger 2014, 111 f.). Diese Faktoren lassen eine inhaltlich orche-
strierte Reaktion der Landesverbände unwahrscheinlich erscheinen. Deswegen wird für
die Fraktionen der Partei Die Linke von hohen Divergenzwerten ausgegangen.

Hypothese 3b: Die Fraktionen der Partei Die Linke weisen im Vergleich zu den
Fraktionen anderer Parteien einen hohen Divergenzwert auf.

SPD und CDU sind die institutionell gut aufgestellten Parteien. Sie sind mit den
meisten Mandaten in den Landesparlamenten ausgestattet.4 Auf Bundesebene verfü-
gen sie über eine hochgradig professionalisierte Organisationsstruktur. Zusätzlich sind
beide Parteien regelmäßig in Regierungen sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebe-
ne vertreten. Daher ist ein organisiertes Verhalten zu erwarten, auch wenn eine der
Fraktionen keine Regierung tragen sollte.

Hypothese 3c: Die Landtagsfraktionen der CDU und SPD weisen im Vergleich zu
den Fraktionen anderer Parteien die geringsten Divergenzwerte auf.

4Alle Angaben zu Sitzen und Sitzanteilen in dieser Arbeit wurden letztmalig am 1. Oktober 2023
verifiziert.
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3 Daten und Methodik

Zur Prüfung der Hypothesen wird ein explorativer Mixed-Method-Ansatz angewandt,
der im Folgenden beschrieben wird. Zunächst wird die Erhebung und Vorbereitung
der Daten erläutert. Anschließend wird die Filterung der relevanten Beiträge aus dem
Gesamtkorpus beschrieben. Abschließend wird die explorative Untersuchung der Daten
und die Auswertung durch Topic Modeling erklärt.

3.1 Erhebung und Bereitstellung der Daten

Zunächst mussten die Plenarprotokolle der 16 Landesparlamente erhoben werden. Da-
für wurden Websites und Datenbanken der Parlamente maschinell ausgelesen, um eine
Liste der von den Landtagsverwaltungen zur Verfügung gestellten Dateien zu erstel-
len.5 Die Form der Bereitstellung variiert massiv. Beim Erheben der Dateien ist auf
diese verschiedenen Formen der Bereitstellung einzugehen.

Anschließend wurden die identifizierten Dateien heruntergeladen. In den meisten Fäl-
len handelt es sich um PDF-Dateien. Sollten diese keinen maschinenlesbaren Text
enthalten oder dieser fehlerhaft sein, wurde der Text mittels Optical Character Reco-
gnition der OCR-Bibliothek Tesseract aus den in den Dateien enthaltenen Bildebe-
nen erhoben. Diese Texte wurden aus den PDF-Dateien extrahiert und zur weiteren
Verwendung in Textdateien gespeichert.

Im Anschluss wurden die Texte aufbereitet. Metadaten wurden durch eine automa-
tisierte Analyse der Texte korrigiert oder, wenn nicht in den Dateilisten enthalten,
ergänzt. Zu jedem Textabschnitt wurde eine eindeutige Identifizierungsnummer, die
Legislaturperiode, die laufende Nummer der Sitzung innerhalb der Legislaturperiode,
eine laufende Nummer des Textabschnitts innerhalb der Sitzung, das Datum, das Bun-
desland, die sprechende Person sowie ihre Zugehörigkeit zu einer Fraktion oder einer
Funktionsrolle erhoben. Die Texte selbst wurden einer Bereinigung unterzogen. Die
Fraktionszugehörigkeiten respektive die Funktionsrollen wurden normalisiert, um eine
Auswertung über unterschiedliche Parlamente hinweg zu ermöglichen. Durch Einsatz
von Techniken des Natural Language Processing wurden in den Texten Erwähnungen
anderer Fraktionen sowie Erwähnungen von Personen identifiziert, um den Datensatz
für weitergehende Untersuchungen anschlussfähig zu machen.

Die so aufbereiteten Daten wurden in einer Tabelle einer MariaDB-Datenbank gespei-
chert. MariaDB ist ein relationales Datenbanksystem, was die Bereitstellung und Ana-
lyse großer Datenmengen ermöglicht. Die Struktur der so gesicherten Textabschnitte
stellte sich nun wie folgt dar:

5Im Sinne der wissenschaftlichen Transparenz ist der Code zum Scrapen und Aufbereiten der
Debatten hier einsehbar: dev.netznarbe.de/eric/sttprlmntsmnts.
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Spalte Datentyp Nullwert Index
id int(11) No Primary
nth int(11) Yes None
date date Yes Index
period int(11) Yes None
seq int(11) Yes Index
state char(2) Yes None
speaker varchar(100) Yes None
affiliation varchar(23) Yes Index
content text Yes Fulltext

Tabelle 3.1: Struktur der Datenbanktabelle paragraphs.

Insgesamt wurden aus Protokollen vom Jahr 2000 bis einschließlich des Jahres 2022
über 9,7 Millionen Redeabschnitte einer Auswertung zugänglich gemacht. Für einen
performanten Zugriff auf die Daten und das Ermöglichen einer Volltextsuche wurden
Indizes gesetzt. Der Volltext-Index erlaubt die Verwendung von Operatoren, um in die
Priorität von Suchbegriffen zu ändern, nach exakten Entsprechungen zu suchen oder
Negationsterme zu bestimmen. Weitere Indizes wurden gesetzt, um die Geschwindig-
keit der Abfragen zu erhöhen. Die Auswertung der aufbereiteten Daten war nun durch
SQL-Queries möglich. Um den Zugang zu den Daten in der Analyse zu erleichtern,
wurde ein API-Backend zur vereinfachten Datenabfrage entwickelt.6

3.2 Auswahl der Debattenbeiträge

Zunächst galt es den Gesamtkorpus auf die zur Beantwortung der Forschungsfragen
notwendige Teilmenge zu reduzieren. Als Beginn des Untersuchungszeitraums wurde
das Jahr 2013 festgelegt. Dadurch sind bedeutende Ereignisse des Konflikts in der
Auswahl enthalten. Das sind insbesondere der Euromaidan am 24. November 2013,
die Annexion der Krim am 18. März 2014, die Minsker Abkommen vom 5. September
2014 und 12. Februar 2015 sowie die russische Invasion beginnend am 24. Februar 2022.
Da der Russisch-Ukrainische Krieg andauert, wurde als Enddatum der 31. Dezember
2022 bestimmt, da bis Ende 2022 für alle Landesparlamente Daten vorlagen.

Der so erschlossene Teilkorpus wurde anschließend auf Beiträge mit Bezug zum Russisch-
Ukrainischen Krieg reduziert. Die dafür eingesetzten Suchbegriffe wurden in einem
zweistufigen Verfahren bestimmt. Um dem Bias einer rein manuellen Auswahl vorzu-
beugen, wurde zunächst der Liveblog des Tagesspiegels zum russischen Krieg gegen
die Ukraine ausgelesen. Über eine Schnittstelle konnten Einträge von Dezember 2021
bis zum Ende des Untersuchungszeitraums ausgelesen werden. Die Texte wurden in
Tokens unterteilt und mit einer allgemeinen Stoppwort-Liste für die deutsche Sprache
gefiltert. Die Liste der Token umfasste 48.906 Wörter.7 Um Quasi-Duplikaten durch
Flexionen und Schreibfehlern vorzubeugen, wurde der Levenshtein-Quotient zwischen
allen Tokens ermittelt. Bei hohen Ähnlichkeitswerten der jeweils längere Token ent-

6Der Code der API ist unter dev.netznarbe.de/eric/sttprlmntsmnts_api einsehbar.
7Zur Bedeutung des Begriffs Tokens siehe Kapitel 3.3.
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fernt.8 Als unterer Schwellenwert für die Zumessung von Relevanz wurden 400 Nennun-
gen festgelegt. Im Ergebnis stand eine Liste der 20 von der Tagesspiegel-Redaktion am
häufigsten verwendeten Begriffe zur Verfügung. Diese Liste wurde durch eine manuelle
Auswahl von Begriffen erweitert. Begriffe, die falsch-positive Treffer erzeugen, wurden
entfernt. Die Suchliste wurde ergänzt durch eine Stoppwort-Liste, um falsch-positive
Treffer in Fällen auszuschließen, in denen eine Entfernung des Suchbegriffs aufgrund
dessen Relevanz nicht möglich war.

Die so bereitgestellten Suchwort- und Stoppwort-Listen wurden anschließend unter
Ausschluss der Präsidiumsbeiträge und der Zwischenrufe sowie unter Einschränkung
der oben beschriebenen Start- und Endpunkte des Untersuchungszeitraums mit der
Anfrage einer Volltextsuche im Boolean Mode an die API übergeben. Der Boolean
Mode ermöglicht die Verwendung von Operatoren. Ergänzend wurden als Referenz-
werte die Anzahl der Beiträge in relevanten Auswahlkombinationen von Zeitraum,
Land und Partei ohne die Einschränkung durch die Suchbegriffe erhoben, um Verhält-
niswerte der als zum Thema zugehörig identifizierten Beiträge zum Gesamtumfang der
Beiträge bilden zu können. Das Ergebnis war ein Datensatz, der alle als zum Thema
zugehörig identifizierten Beiträge sowie die Zählwerte aller Referenzteilmengen enthält.

3.3 Datenanalyse

Als Methode zur Identifizierung von salienten Themen wurde das Natural Language
Processing-Verfahren Latent Dirichlet Allocation, kurz LDA, in seiner Implementati-
on der Gensim-Bibliothek eingesetzt.9 Das LDA-Verfahren versucht, in Texten latent
vorhandene Themen zu identifizieren. Es geht davon aus, dass jedes Dokument ver-
schiedene Anteile von mehreren Themen hat und jedes Wort im Text mit einer zu defi-
nierenden Wahrscheinlichkeit zu einem dieser Themen gehört. (Griffiths und Steyvers
2004). Bevor die erhobenen Texte an die LDA-Bibliothek übergeben werden konnten,
galt es, den Korpus vorzubereiten. Die vorbereitenden Schritte sowie die Auswertung
selbst werden im Folgenden beschrieben.

Zuvor ist die verwendete Terminologie zu spezifizieren. Einzelne Wörter aus einer Ana-
lyseeinheit werden als Tokens bezeichnet. Die Redeabschnitte, die sich aus Tokens
zusammensetzen, werden, wie im Topic Modeling gebräuchlich, als Dokumente be-
zeichnet. Der Korpus ist der Umfang aller Dokumente. Die durch das Topic Modeling
identifizierten Themen werden als Topics bezeichnet, die zugewiesenen Beschreibun-
gen als Thema. Responsivität wird definiert als der synchrone Verlauf des relativen
Anteils der identifizierten Dokumente zu bedeutenden Ereignisse wie dem Beginn der
Invasion. In die Analyse aufgenommen wurden Parteien, die über mindestens 5 % aller
Sitze in den Landesparlamenten verfügen oder im Bundestag vertreten sind.

Zur Vorbereitung des Topic Modelings wurden die Dokumente zunächst in Tokens un-
terteilt. Stoppwörter aus der nltk-Bibliothek und Tokens, die ausschließlich aus Zahlen

8Der Levenshtein-Quotient wurde in der Variante seiner C-Implementation verwendet und ist
R(A, B) = 2L(A,B)

|A|+|B| . Als normalisierter Wert erlaubt er den Vergleich von Werten. Das so ermittelte
Verhältnis wurden anschließend nach R(wi, wj) > 0.9 gefiltert.

9Für Details zur Gensim-Bibliothek siehe radimrehurek.com/gensim.
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bestehen, wurden aus dem Korpus entfernt.10 Bedeutungsarme Tokens wurden eben-
falls entfernt. Schofield (2017) stellte fest, dass das Entfernen von bedeutungsarmen
Tokens über die Begriffe mit hohen Salienzwerten hinaus keinen Beitrag zum Topic
Modeling leistet. Daher wurden bei der Bereinigung die ersten 70 Begriffe eines Test-
Models in absteigender Reihenfolge ihrer Salienz berücksichtigt. Anschließend wur-
den Bigrams gebildet. Bigrams sind eine Kombination aus zwei Tokens, die besonders
häufig unmittelbar aufeinander folgen, und daher einen inhaltlichen Zusammenhang
vermuten lassen. Es wurden zwei Verfahren getestet: Das Normalized (Pointwise) Mu-
tual Information in Colocation Extraction Verfahren nach Gerlof Bouma (2009) und
Distributed Representations of Words and Phrases and their Compositionality nach
Mikolov et al. (2013). Ersteres fokussiert sich auf die Wahrscheinlichkeit eines Zu-
sammenhangs einzelner Tokens mit ihrer Umgebung, letzteres basiert auf der Anzahl
von Vorkommen von Wortgruppen, die nach Korpusgröße skaliert wird. Das Verfahren
nach Mikolov et al hat sich als fruchtbarer für die Untersuchung erwiesen, da es einen
besseren explorativen Zugang zu zusammenhängenden Tokens ermöglicht.

Die so vorbereiteten Dokumente wurden anschließend an das Topic Modeling durch
die Gensim-Bibliothek übergeben. Durchgeführt wurden zum einen ein Gesamtmodell,
zum anderen Submodelle für Kombinationen aus Zeitabschnitten, Parteien und Par-
lamenten. Entscheidende Parameter für die Qualität des Ergebnisses sind die Zahl der
Themen, die Zahl der Passes und die Zahl der Iterations.

PC1

PC2

12

Zwei Themen

PC1

PC2

1

2

3

Drei Themen

PC1

PC2

1

2
3

4

Vier Themen

PC1

PC2

1

2

34

5

Fünf Themen

Abbildung 3.1: Ergebnisse des Topic Modelings für das Jahr 2022 mit unterschiedlicher Einstellung
der Themenzahl. Die Achsen repräsentieren die ersten beiden Principal Components der auf zwei
Dimensionen reduzierten Darstellung.

10Für Details zur nlkt-Bibliothek siehe nltk.org.
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Die Zahl der Themen muss vor dem Modeling-Prozess als positiver natürlicher Wert
angegeben werden. Explorativ wurden für das Gesamtmodell sowie die Modelle der
einzelnen Jahre die Anzahl von drei Themen als Wert ausgewählt. Entscheidungskri-
terium war die Distinktivität und der innere Zusammenhang der Topics. Der höchste
Distinktionswert bei zugleich starkem innerem Zusammenhang konnte mit drei Topics
erreicht werden.

Der Passes-Parameter bestimmt, wie oft ein Modell mit dem Korpus trainiert wird.
Der Iterations-Parameter legt die Anzahl der Durchläufe über jedes Dokument fest. Die
Parameter sind so einzustellen, dass die Konvergenzrate sich 1 annähert, ohne jedoch
mehr Durchläufe als für eine Verbesserung der Konvergenz-Rate nötig durchzufüh-
ren. Das könnte die Qualität des Modells beeinträchtigen. Beide Parameter wurden
dynamisch an den Umfang des jeweiligen Korpus, also dem Gesamtkorpus oder Aus-
schnitte, angepasst. Für das Topic Modeling über den gesamten Korpus haben sich 60
Passes bei 280 Iterations als Werte erwiesen, über die hinaus keine Verbesserungen
der Konvergenz zu erzielen sind.
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Abbildung 3.2: Anzahl der Passes und die erreichte Konvergenzrate in der Übersicht und im Zielausschnitt.

Die den Themen zugewiesenen Tokens wurden nach einem Relevanzwert geordnet.
Dieser dient bei der Themenzuweisung als Kriterium. Die Relevanz wurde unter Ver-
wendung der Wahrscheinlichkeit, dass ein Token innerhalb eines Topics auftaucht, sei-
ner Randwahrscheinlichkeit im Korpus und einem justierbaren Parameter λ basierend
auf dem Relevanz-Parameter von Sievert und Shirley (2014) ermittelt.

Um die Werte miteinander vergleichen zu können, wurden sie mithilfe eines Min-Max-
Scalings auf einer Skala von 0 bis 1 normiert.

scaled_rel(r) = r − min_rel
max_rel − min_rel

15



Sievert (2014, 67) beschreibt λ = .6 als geeigneten Wert, da so Tokens nicht ausschließ-
lich nach absteigender Wahrscheinlichkeit sortiert werden, sondern die Spezifität der
Tokens zum Topic mit einbezogen wird. Die Tokens wurden nach eine Stoppwort-Liste
von Tokens, die nicht zum Topic Modeling beitragen, gefiltert.

Die Topics wurden anschließend inhaltlich identifiziert, um sie über verschiedene Par-
lamente, Parteien und Zeitabschnitte hinweg vergleichbar zu machen. Auf Grundla-
ge der den Themen zugeordneten Tokens wurden Stichwörtern Themen zugeordnet.
Weist ein Topic den höchsten Anteil an Schlüsselwörtern innerhalb der 70 salientes-
ten Tokens auf, wurde es dem Thema zugeordnet. Das Ergebnis war ein dynamisches
Topic-Modeling, was die Analyse der Prävalenz von Themen über Zeitspannen, zwi-
schen Parteien und zwischen Parlamenten ermöglicht. Die Prävalenzmaße des Topic
Modelings können für die Bestimmung von Divergenzmaßen, zum Beispiel zwischen
Parteien, verwendet werden.

Das Resultat des Topic Modelings setzte sich aus zwei Elementen zusammen. Zum
einen konnte die Entwicklung der Themengewichtung über die Zeit ausgewertet wer-
den. Betrachtet wurde unter anderem der Gesamtkorpus, der Zeitverlauf in unter-
schiedlichen Intervallen, der Zeitverlauf nach Partei und der Zeitverlauf nach Partei
und Bundesland.11 Zum anderen wurden, beruhend auf den ausgewerteten Themen-
setzungen, Divergenzwerte ermittelt. Hier lag der Fokus vor allem auf der Divergenz
zwischen den Fraktionen einer Partei und der Divergenz von Partei über den Unter-
suchungszeitraum.

11Untersucht wurden jährliche, halbjährliche und Quartalsintervalle. Eine höhere Granularität führt
durch die geringe Sitzungsdichte der Landesparlamente zu Datenproblemen.

16



4 Ergebnisse

Dieses Kapitel stellt die Ergebnisse der Analysen vor. Zunächst wird die grundsätz-
liche Befassung der Parlamente mit dem Untersuchungsgegenstand beschrieben, um
anschließend thematische Schwerpunkte zu erläutern. Abschließend werden innerpar-
teiliche Divergenzen in der Themensetzung erörtert.

4.1 Der Russisch-Ukrainische Krieg in Landtagsdebatten

Im Untersuchungszeitraum vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2022 wurden
insgesamt 4.031.939 Dokumente erhoben. Durch die Volltextsuche unter Einsatz der
konservativ ausgewählten Schlüssel- und Stoppwörter konnten 13.710 Dokumente iden-
tifiziert werden, die sich mit dem russischen Krieg gegen die Ukraine befassen. Das sind
0,34 % aller Dokumente im Untersuchungszeitraum. Von diesen 13.710 Dokumenten
stammen 9.181 und damit 66,97 % der dem Thema zugeordneten Dokumente aus dem
Jahr 2022. Nach der Anzahl der Dokumente folgt das Jahr 2014, dem 735 Dokumente
und damit 5,36 % der Treffermenge zugeordnet werden konnten.

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022
0, 00

0, 25

0, 50

0, 75

1, 00

1, 25

1, 50

1, 75

A
nt

ei
ld

er
D

ok
um

en
te

am
G

es
am

tk
or

pu
s

Abbildung 4.1: Die Anzahl der Dokumente nach Jahren.

Um die absoluten Werte zwischen den Parlamenten und Fraktionen vergleichbar zu
machen, wurden sie ins Verhältnis zum Gesamtumfang der Parlamentsdebatten der
jeweiligen Teilauswahl gesetzt. Bei diesen relativen Werten dominiert Sachsen-Anhalt
mit einem Anteil von 0,91 % der Dokumente. Es folgen Mecklenburg-Vorpommern
mit 0,74 % und Schleswig-Holstein mit 0,66 %. Am wenigsten beschäftigten sich die
Parlamente in Thüringen (0,13 %), Bayern (0,19 %) und Nordrhein-Westfalen (0,22
%) mit dem Thema.
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Abbildung 4.2: Die Anzahl der Dokumente nach Bundesländern im gesamten Untersuchungszeitraum.

Mit Blick auf die Parteien wird die Debatte klar von der AfD dominiert. Obwohl der
Anteil ihrer Sitze in allen Landesparlamenten lediglich 11,7 % beträgt, ist sie nach ab-
soluten Zahlen die Partei, die mit 2.528 Dokumenten am häufigsten über den Russisch-
Ukrainischen Krieg spricht. Im Verhältnis zum Gesamtumfang aller ihrer Beiträge im
Untersuchungszeitraum sind das 0,64 %, der Abstand zur auf die AfD folgenden Lin-
ken (0,36 %) beträgt 0,28 Prozentpunkte. Die Grünen, CDU, FDP und SPD bewegen
sich zwischen 0,27 und 0,36 % in ähnlichen Wertebereichen. Den geringsten Anteil
weist die CSU mit 0,17 % auf.
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Abbildung 4.3: Die Anzahl der Dokumente nach Parteien im gesamten Untersuchungszeitraum.
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Hypothese 1a trifft die Annahme, dass der Ukraine-Krieg grundsätzlich Gegenstand
der Plenardebatten ist. Der Umfang der themenbezogenen Dokumente im gesamten
Untersuchungszeitraum beträgt unter Verwendung konservativer Suchparameter 0,34
% bei insgesamt 13.710 Dokumenten. Im Jahr 2022 stieg der Anteil mit 9.181 Do-
kumenten auf 1,8 % aller Debatten. In allen Landesparlamenten wurde der Russisch-
Ukrainische Krieg debattiert. Alle untersuchten Parteien beschäftigten sich mit dem
Thema. Die Annahme der Hypothese trifft zu.

Betrachtet man die Verteilung der Dokumentenanteile am Gesamtkorpus, sticht die
Dominanz des Jahres 2022 ins Auge, was dem Beginn der Invasion Russlands in die
Ukraine 2022 entspricht. Das Jahr mit dem zweithöchsten Anteil ist das Jahr 2014,
was der Annexion der Krim entspricht. Bei erhöhter Granularität zeigt sich, dass der
Peak im Jahr 2022 im ersten Quartal liegt und sich mit der Invasion Russlands im
Februar 2022 deckt. Der Anteil an allen Parlamentsdebatten betrug 4,44 %. Im Jahr
2014 liegt der Peak ebenfalls im ersten Quartal, was dem Zeitpunkt der Annexion der
Krim im März 2014 entspricht. Die Verteilung der Debatten zum Ukraine-Krieg zeigt
eine Assoziation der Debatten mit außenpolitischen Ereignissen als externe Schocks.
Es findet keine Verzögerung der Debatten hin zu den Auswirkungen statt. Die Peaks
liegen konsistent zeitnah an den Ereignissen.
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Abbildung 4.4: Die Anzahl der Dokumente im Zeitverlauf nach Quartalen.

Hypothese 1b trifft die Annahme, dass sich bedeutende Ereignisse des Kriegs im Um-
fang der Debatten mit Bezug zu dem Thema widerspiegeln. In der Betrachtung der
feingranularen Quartalsabschnitte sind der Einmarsch Russlands in die Ukraine sowie
die Annexion der Krim als Peaks abgebildet und im Debattenanteil klar zu identifizie-
ren. Die erhobenen Daten stützen Hypothese 1b.
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4.2 Themensetzung

Das Topic Modeling identifiziert für den gesamten Untersuchungszeitraum drei di-
stinkte Themenfelder. Der perplexity-Wert des Topic Modelings über den gesamten
Zeitraum beträgt 8.787792×10−10 . Im Untersuchungszeitraum bewegt sich der Wert
zwischen min = 1, 078665030613×10−4 und max = 2, 13298078949×10−4 . Im To-
pic Modeling ist Perplexity eine indirekte Maßzahl für die Prädiktionsfähigkeit (Asun-
cion et al. 2012). Die niedrigen Perplexity-Werte weisen auf eine gute Modellleistung
hin. Die identifizierten Themen stellen sich wie folgt dar:

Thema 1: Konfliktbeschreibung, Geopolitik und Unterstützung der Ukraine
Das Thema umfasst Aussagen zu Partnerschaften und Blöcken im Konflikt, dem
Handeln der Akteur:innen zugrundeliegende Werte, geliefertem und zu liefern-
dem Material, finanziellen Unterstützungen sowie die Beschreibung des Ablaufs
von Kriegshandlungen und kriegsbegleitenden Sachverhalten.

Thema 2: Flucht und humanitäre Versorgung Im Wesentlichen wird dieses The-
ma von drei Subthemen dominiert: Der Beschreibung der Umstände, die zur
Flucht der von Ukrainerinnen und Ukrainern führt, der Beschreibung der Flucht
selbst, Diskussionen zur Unterstützung der geflüchteten Menschen im Allgemei-
nen und die Unterbringung der geflüchteten Menschen im Speziellen.

Thema 3: Wirtschaftliche Auswirkungen Zu den wirtschaftlichen Auswirkungen
werden Beiträge zur allgemeinen wirtschaftlichen Lage, zur wirtschaftlichen Aus-
einandersetzung mit Russland, insbesondere durch Sanktionen, und zu den Fol-
gen für die deutsche Wirtschaft einschließlich der Sicherung der Energieversor-
gung zugeordnet.

Das Thema Geopolitik, Konfliktbeschreibung und Unterstützung der Ukraine domi-
niert die Debatte über den Untersuchungszeitraum bis zum Jahr 2022. 2022 dominierte
Flucht und humanitäre Versorgung die Debatten mit einem Anteil von 42 % gefolgt
von den wirtschaftlichen Auswirkungen mit 37 %. Das Jahr 2022 ist das einzige Jahr
im Untersuchungszeitraum, in dem Thema 1 nicht dominiert. Seit 2017 nimmt der
Anteil der wirtschaftlichen Auswirkungen zu.

Hypothese 2 trifft die Annahme, dass aufgrund der Berührungspunkte zwischen den
Kompetenzbereichen der Länder und den Themen Flucht und humanitäre Versorgung
sowie wirtschaftliche Auswirkungen diese Themen dominieren. Die Auswertung der
Themensetzung zeigt für den gesamten Untersuchungszeitraum ein von der Annahme
abweichendes Muster. Das Konflikt-Thema dominiert die Debatte über den gesamten
Untersuchungszeitraum. Für das Jahr 2022 trifft die Annahme zu.
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Abbildung 4.5: Der Zeitverlauf der Themenschwerpunkte über alle Parlamente und Fraktionen. Zur
besseren Lesbarkeit beginnt die y-Achse des Charts bei 10.

Die Haupt-Konfliktlinie im dominierenden Themenbereich 1 verläuft zwischen der AfD
und den anderen in den Landesparlamenten vertretenen Parteien. Ein sich häufig wie-
derholendes Muster ist die Kritik am außenpolitischen Agieren der Bundesregierung,
welches zum Nachteil der Bundesrepublik sei.

Stoppen wir sofort jegliche Lieferung von Waffen und Kriegsgerät an die
Ukraine! Arbeiten wir an einer friedlichen Lösung! Sichern wir unseren
Wohlstand! Frieden, Freiheit, Wohlstand! An erster Stelle Deutschland!
Hans-Thomas Tillschneider, AfD
Landtag Sachsen-Anhalt, 8. September 202212

Häufig nutzen die Abgeordneten der AfD Vergleiche zu anderen Konflikten, um die
Unterstützung der Ukraine durch die Bundesrepublik und weitere NATO-Partner zu
delegitimieren.

12Diesen und die folgenden Aussagen werden nach dem dieser Arbeit zugrundeliegendem Datensatz
sttprlmntsmnts zitiert (Beltermann 2023).
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[. . .] Hat denn irgendjemand von Ihnen bei den völkerrechtswidrigen An-
griffskriegen der Vereinigten Staaten nach Sanktionen und Embargos ge-
rufen? Natürlich nicht. Denn es ist unsere historische Verpflichtung, wie
die FDP sagt. Das ist das Gemeine daran und beweist, dass es Ihnen nicht
um die Menschen in der Ukraine geht. Es geht Ihnen nicht um unser eige-
nes Volk, um die Deutschen. Es geht Ihnen ausschließlich um geopolitische
Interessen Ihrer Bündnispartner.
Ulrich Siegmund, AfD
Landtag Sachsen-Anhalt, 12. Oktober 2022

Die anderen Parteien, sowohl in der Rolle als regierungstragende Fraktionen als auch
in der Oppositionsrolle, kritisieren diese Argumentationslinie als eindimensional.

[. . .] Glauben Sie ernsthaft, dass es geopolitisch angezeigt ist, bei dieser
Nachrichtenlage diesen außenpolitisch eindimensionalen und intellektuell
unterkomplexen Kram zu beschließen, den Sie hier aufgeschrieben haben?
Sergej Lawrow und Präsident Putin kämen doch vor Lachen nicht in den
Schlaf. [. . .]
Andreas Nowak, CDU
Landtag Sachsen, 22. Dezember 2021

Zuspruch für das außenpolitische Handeln der Bundesregierung erfolgt auch von Frak-
tionen, deren Parteien auf Bundesebene in der Oppositionsrolle sind.

Wir, die CDU-Fraktion, stehen zu den härtesten Sanktionen. Wir, die
CDU-Landtagsfraktion, unterstützen deshalb auch die Bundesregierung in
ihren außenpolitischen Bemühungen ohne jedes Wenn und Aber. Wir müs-
sen alles Mögliche an Sanktionen, die wir haben, in die Waagschale werfen.
Denn Putin hat doch bisher jede vom Westen offen gehaltene Tür als Ein-
fallstor und als Zeichen unserer Schwäche, als Zeichen der Schwäche des
Westens gedeutet.
Manuel Hagel, CDU
Landtag Baden-Württemberg, 9. März 2022

Entgegen der in Hypothese 2 formulierten Annahme ist also zu beobachten, dass regel-
mäßig über den Themenbereich Geopolitik, Konfliktbeschreibung und Unterstützung
der Ukraine diskutiert wird. Die Diskussionen finden teilweise eingebettet in landes-
politische Angelegenheiten statt, teilweise aber auch losgelöst davon.
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4.3 Innerparteiliche Divergenzen

Die Hypothesengruppe 3 rekurriert auf Divergenzwerte innerhalb der Parteien. Diver-
genz wird als Variationskoeffizient der Themenprävalenzen verstanden, also als Diffe-
renzen in der relativen Bedeutungszumessung durch die Fraktionen einer Partei. Da
die CSU nur eine Fraktion stellt, kann für sie keine Divergenz ermittelt werden.

Partei Thema 1 Thema 2 Thema 3
SPD 13,14 17,12 17,35
AfD 11,17 13,29 18,9
CDU 12,11 11,3 14,75
Die Linke 11,65 15,41 10,31
Grüne 8,39 10,96 15,02
FDP 9,67 8,13 14,46

Tabelle 4.1: Die Divergenzwerte der Parteien in den drei beobachteten Themen.

Die SPD weist durchgehend hohe Divergenzwerte auf. In den Themen 1 und 2 sind
es die höchsten Werte, im Thema 3 der zweithöchste Wert, nur übertroffen von dem
der AfD. Diese weist insgesamt die zweithöchsten Werte auf. Die CDU liegt im The-
menbereich 1 auf dem zweiten und in den Themenbereichen 2 und 3 auf dem vierten
Platz. Die Geschlossenheit der Linken-Fraktion variiert stark zwischen den Themen.
Grüne und FDP treten vergleichsweise geschlossen auf und weisen die niedrigsten Di-
vergenzwerte auf.

Hypothese 3a vermutet einen hohen Divergenzwert zwischen den Fraktionen der AfD.
Im Themenbereich 1 weist die AfD den vierthöchsten, im Themenbereich 2 den dritt-
höchsten und im Themenbereich 3 den höchsten Divergenzwert auf. Damit ist die AfD
die Partei mit den insgesamt zweitgrößten Unterschiede in der Themensetzung. Hypo-
these 3a ist damit nicht zurückzuweisen, die Bestätigung aber mit der Einschränkung
zu versehen, dass es einer stärker divergierende Partei gibt.

Hypothese 3b nimmt einen hohen Divergenzwert zwischen den Fraktionen der Linken
an. Im Themenfeld 1 weist sie den dritthöchsten, im Themenfeld 2 den zweithöchsten
und im Themenfeld 3 den niedrigsten Wert auf. Über alle Themen hinweg ist sie die
Partei mit den vierthöchsten Divergenzwerten. In der thematischen Fokussierung tre-
ten die Fraktionen der Partei Die Linke also vergleichsweise geschlossen auf. Hypothese
3b kann daher nicht bestätigt werden.

Abschließend ist Hypothese 3c zu prüfen. Sie geht von niedrigen Divergenzwerten zwi-
schen den Fraktionen der CDU zum einen und den Fraktionen der SPD zum anderen
aus. Im Themenfeld 1 weisen CDU und SPD die höchsten Divergenzwerte auf. Im
Themenfeld 2 weist die CDU den niedrigsten und die SPD den drittniedrigsten Wert
auf. Mit Blick auf das Themenfeld 2 ist das Bild weniger einheitlich. Die SPD weist
den höchsten Wert auf, während die CDU auf Platz 4 liegt. Im Themenfeld 3 liegt die
SPD auf dem zweiten, die CDU erneut auf dem 4. Platz. Über alle Themen hinweg
weist die SPD die höchsten Divergenzwerte auf, die CDU die dritthöchsten nach der
AfD. Hypothese 3c kann nicht bestätigt werden.
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5 Fazit

Reagieren Landesparlamente auf den exogenen Schock des Russisch-Ukrainischen Kriegs,
obwohl er außerhalb des Kompetenzbereichs der Länder liegt? Falls sie das tun, wel-
che inhaltlichen Schwerpunkte werden in Plenardebatten gesetzt? Und wie wirkt sich
das auf die Dynamiken in der Themensetzung zum einen zwischen den Parteien und
zum anderen zwischen den Fraktionen einer Partei aus? Mit diesen Forschungsfra-
gen hat sich die vorliegende Arbeit befasst. Zur Beantwortung dieser Fragestellungen
wurden drei Hypothesengruppen gebildet. Hypothesen der Gruppe 1 treffen Annah-
men zur grundsätzlichen Befassung der Gesamtheit der Landesparlamente mit dem
Russisch-Ukrainischen Krieg. Hypothese 2 nimmt eine Dominanz der Themenfelder
Humanitäres und Wirtschaft an, da diese Themen in Teilen in Kompetenzbereiche der
Länder fallen. Hypothesengruppe 3 trifft Annahmen zur innerparteilichen Divergenz.

Die Frage nach der grundsätzlichen Behandlung des Russisch-Ukrainischen Kriegs
konnte auf der Grundlage der ausgewerteten Daten bejaht werden. Zwar befasst sich
nur ein geringer Teil der Landesparlamentsdebatten mit dem Krieg, was bedingt durch
die konservative Auswahl von Suchbegriffen sowie dem Mangel an unmittelbarer Zu-
ständigkeit der Länder zu erwarten war. Über den gesamten Untersuchungszeitraum
betrug der Anteil 0,34 %. Im Jahr 2022, dem Jahr der russischen Invasion in die Ukrai-
ne, betrug er 5,36 %. Insgesamt zeigte sich eine deutliche Verknüpfung von Ereignis
und Debatte und keine verschobene Verknüpfung von Ereignisfolge und Debatte. In
Zusammenhang mit der qualitativen Auswertung der Debatten zeigte sich, dass nicht
lediglich die Folgen, sondern bereits die exogenen Schocks selber in den Landesparla-
menten diskutiert werden.

Das Topic Modeling brachte distinkte Themen hervor, die über die Zeit in sich stabil
sind. Die angenommene Dominanz der Themen Flucht und humanitäre Versorgung
sowie die der wirtschaftlichen Auswirkungen in den Debatten konnte für den gesamten
Untersuchungszeitraum nicht bestätigt werden. Stattdessen dominiert das Themen-
feld Geopolitik, Konfliktbeschreibung und Unterstützung der Ukraine, was außerhalb
des Kompetenzbereichs der Länder liegt. Das unterstreicht erneut die zur Hypothe-
sengruppe 1 getroffenen Feststellung, dass Ereignisse des Konflikts als solche in den
Parlamenten thematisiert werden, nicht lediglich ihre Folgen. Im Jahr 2022 dominier-
ten wie angenommen Flucht und humanitäre Versorgung sowie die Befassung mit den
wirtschaftlichen Auswirkungen.

Zwischen den Parteien verläuft die Hauptkonfliktlinie zwischen der AfD und den ande-
ren in Landesparlamenten vertretenen Parteien. Die AfD kritisiert das außenpolitische
Handeln des Bundes mit Verweis auf Verfehlungen von NATO-Mitgliedsstaaten und
die vorrangigen Interessen der deutschen Bevölkerung. Andere Parteien, teils auch aus
der Oppositionsrolle heraus, verteidigen das Handeln des Bundes mit Verweis auf eine
Eindimensionalität der Kritik der AfD.
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Mit Blick auf die innerparteilichen Divergenzen zwischen den Fraktionen kristallisierte
sich die SPD als die Partei heraus, die in den Landesparlamenten in der Themenset-
zung am stärksten divergiert. Als am drittstärksten divergierende Partei stellte sich
die CDU heraus. Die Annahme, dass SPD und CDU als etablierte und strukturell
institutionalisierte Parteien geschlossener auftreten als anderen Parteien, konnte so-
mit nicht bestätigt werden. Die in Hypothese 3a angenommene starke Divergenz der
AfD stellt sich tatsächlich in den Daten dar. Die Linke hingegen tritt entgegen der
Annahme vergleichsweise geschlossen auf.

Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass die Landesparlamente sich konsistent
und synchron zu Kriegsereignissen mit dem Russisch-Ukrainischen Krieg befassen. Was
auf den ersten Blick kontraintuitiv wirkt, könnte doch angenommen werden, dass die
Reaktion verzögert zu den Ereignissen und synchron mit den Auswirkungen vor Ort
erfolgt, zeigt, dass die Parlamente und die dort vertretenen Fraktionen ihren Auftrag
über die klassischen Wahl-, Gesetzgebungs- und Kontrollfunktionen hinaus verstehen.
Sie reagieren responsiv auf die von anderen gesellschaftlichen Teilsystemen wie Gesell-
schaft und Medien transportierte Brisanz der Situation.

Diese Ergebnisse sind mit der Einschränkung zu versehen, dass sie ausschließlich auf
den Plenardebatten der Landesparlamente basieren. Die Positionierung der Fraktionen
sowohl bei der Meinungsbildung innerhalb der eigenen Partei als auch in anderen
parlamentarischen Gremien wie Ausschüssen wird nicht berücksichtigt. Da das Ziel eine
Untersuchung der Responsivität der Landesparlamente war und eine Responsivität
sichtbar sein sollte, ist anzunehmen, dass der Äußerungswille der Fraktionen durch
ihre Beiträge in den Plenardebatten hinreichend abgedeckt ist.

In der Gesamtschau zeigt sich, dass sich die Landesparlamente ereignisbezogen mit
dem exogenen außenpolitischen Schock des Angriffs der Russischen Föderation auf die
Ukraine befassen. Klassische Konfliktlinien zwischen Opposition und regierungstra-
genden Fraktionen werden zugunsten einer Konfliktlinie zwischen AfD und anderen
Parteien aufgeweicht. Die Hypothesen und Befunde dieser Arbeit beziehen sich bisher
nur auf den Russisch-Ukrainischen Krieg. Die vorliegende Arbeit ist anschlussfähig
für eine Überprüfung einer möglichen Generalisierung der Ergebnisse. Dazu – und für
weitergehende Forschungszwecke – kann der für diese Analyse angefertigte Datensatz
dienen.
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